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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) wird 
wie folgt geändert: 

V 

1. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „und soweit 
durch das Ausmaß" durch die Worte „oder so- 
weit durch das Ausmaß" ersetzt. 

2. In § 22 Abs. 3 wird am Schluß der Nummer 2 
der Punkt durch das Wort „oder" ersetzt und 
folgende neue Nummer 3 eingefügt: 

„3. in sonstiger Weise ihre Marktstellung miß- 
brauchen." 

3. § 23 erhält folgende Fassung: 

„§ 23 

(1) Der Zusammenschluß von Unternehmen 
bedarf der Erlaubnis des Bundesministers für 
Wirtschaft, sofern er zur Folge haben würde, 
daß die zusammengeschlossenen Unternehmen 
in einem nicht nur örtlich begrenzten Gebiet für 
eine bestimmte Art von Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen die Stellung eines marktbeherr- 
schenden Unternehmens im Sinne des § 22 Abs. 1 
und 2 erlangen würden. 

(2) Die Erlaubnis kann erteilt werden, wenn 
ausnahmsweise die Beschränkung des Wett- 
bewerbs aus überwiegenden Gründen der Ge- 
samtwirtschaft und des Gemeinwohls notwendig 
ist. 


(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, falls 
ein am Zusammenschluß beteiligtes Unterneh- 
men für eine bestimmte Art von Waren oder 
gewerblichen Leistungen bereits eine markt- 
beherrschende Stellung im Sinne des § 22 Abs. 1 
und 2 hat und diese Stellung durch den Zusam- 
menschluß verstärkt wird. 

(4) Ist eines der zusammenzuschließenden Un- 
ternehmen ein Konzernunternehmen im Sinne 
des § 15 des Aktiengesetzes, so sind für die Vor- 
schrift der Absätze 1 und 2 alle Konzernunter- 
nehmen als einheitliches Unternehmen anzu- 
sehen. 

(5) In der Erlaubnis können Beschränkungen, 
Bedingungen und Auflagen vorgesehen werden. 
Die Erlaubnis kann widerrufen oder durch An- 
ordnung von Beschränkungen oder Bedingungen 
geändert oder mit Auflagen versehen werden, 
soweit sie durch rechtswidrige Einwirkungen, 
wie arglistige Täuschung oder Drohung, durch 
den Antragsteller oder einen anderen herbeige- 
führt worden ist oder einer mit der Erlaubnis 
verbundenen Auflage zuwidergehandelt wurde. 

(6) Als Zusammenschluß gelten 

1. Erwerb des Eigentums oder eines ding- 
lichen Nutzungsrechts an Betriebsstät- 
ten anderer Unternehmen; 

2. Miete und Pacht von Betriebsstätten 
anderer Unternehmen; 

3. Betriebsüberlassungsverträge und Be- 
triebsüberführungsverträge über Be- 
triebsstätten anderer Unternehmen; 

4. Erwerb des Vermögens anderer Unter- 
nehmen und Erwerb des Nießbrauches 
an anderen Unternehmen; 
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5. Verschmelzung mit anderen Unterneh- 
men; 

6. Abschluß von Gewinngemeinschafts- 
verträgen mit anderen Unternehmen; 

7. jedes Rechtsgeschäft, durch das Mit- 
glieder der Geschäftsführung eines 
Unternehmens (Mitglieder des Vor- 
standes, Geschäftsführer, Mitglieder 
des Aufsichtsrates, leitende Ange- 
stellte) Mitglieder der Geschäftsfüh- 
rung eines anderen Unternehmens 
werden; 

8. Erwerb von Anteilsrechten jeder Art 
an anderen Unternehmen, sofern diese 
Anteilsrechte allein oder zusammen 
mit anderen bereits vorhandenen An- 
teilsrechten dem Unternehmen einen 
beherrschenden Einfluß auf andere 
Unternehmen oder ausreichende Stimm- 


rechte gewähren, um eine Satzungs- 
änderung bei anderen Unternehmen zu 
verhindern/' 

4. § 24 entfällt. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. 


Bonn, den 7. Dezember 1960 


Ollenhauer und Fraktion 



